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PROTOKOLL GEMEINDEVERSAMMLUNG HERZOGENBUCHSEE 

 
ORDENTLICHE VERSAMMLUNG VOM Mittwoch, 10. Dezember 2025, 20:00 Uhr 
 im Sonnensaal Herzogenbuchsee 
 
 

Vorsitz: Livia Stauer, Gemeindepräsidentin 
 
Sekretär: Rolf Habegger, Gemeindeverwalter 
 
Protokoll: Brigitte Keusch-Fliesser, Gemeindeverwalter-Stellvertreterin 
 
Offizial: Stefanie Gränicher, Leiterin Einwohnerdienste 
 
Medienvertreter: - Marc Hammel, Buchsi Zytig 

- Marcel Hammel, Buchsi Zytig 
 
Stimmberechtigte: 4'848 
 
Anwesend: zu Beginn der Versammlung 79 
  1.6 % 
 
 
__________________ 
 
 
 
Die Gemeindepräsidentin eröffnet die Versammlung und verliest Art. 2 des Anhangs B der Gemeinde-
ordnung über die Stimmberechtigung. Hierauf fordert sie alle nicht stimmberechtigten Personen auf, auf 
der Empore Platz zu nehmen. Gleichzeitig stellt sie die Frage, ob aus der Mitte der Versammlung die 
Stimmberechtigung eines Anwesenden bestritten wird. Das Stimmrecht aller Anwesenden wird aner-
kannt. 
 
Die Vorsitzende stellt weiter fest, dass die Versammlung ohne Beratung und Abstimmung auf jedes trak-
tandierte Geschäft einzutreten hat. Sie erläutert das Abstimmungsverfahren gemäss Artikel 19 ff. des 
Anhangs B der Gemeindeordnung und weist auf die Rügepflicht gemäss Artikel 98 des Gemeindegeset-
zes hin. Sie macht darauf aufmerksam, dass gemäss Artikel 47 des Gemeindegesetzes an der Gemein-
deversammlung keine Ausstandspflicht besteht. 
 
Als Stimmenzählende werden vorgeschlagen und als gewählt erklärt: 
 
Kolb Sandra, 1970, Brunngasse 18, Herzogenbuchsee 
Lang Manfred, 1960, Oberfeldstrasse 25, Herzogenbuchsee 
 
 
 
__________________ 
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Die Bekanntgabe der heutigen Versammlung erfolgte vorschriftsgemäss durch Publikation im Anzeiger 
Oberaargau Nr. 45 vom 06. November 2025. 
 
Die einzelnen Geschäfte wurden in der Buchsizytig detailliert vorgestellt. Die Aktenauflage erfolgte phy-
sisch auf der Gemeindeverwaltung und digital via Gemeindewebseite www.herzogenbuchsee.ch  
 
Über die Themen der Gemeindeversammlung hat der Gemeinderat eine Medienorientierung durchge-
führt. 
 
 
T r a k t a n d e n : 
 
1. Revisionsstelle; Mandatierung 2026 - 2029 
  
2. Zonenplanänderung; Einzonung Parzelle Nr. 897 Oberfeldstrasse 
  
3. Marktreglement; Aufhebung 
  
4. Reglement über die Schulzahnpflege; Aufhebung 
  
5. Reglement über den Ausgleich von Planungsmehrwerten; Genehmigung Teilrevision 
  
6. Oberstufenverband; Kreditabrechnung Verpflichtungskredit Zwischenbau CHF 2,8 Mio. 
  
7. Verschiedenes 

- Verabschiedung Gemeinderäte 
 
 
Die Traktandenliste gibt zu keinen Diskussionen Anlass. Die Vorsitzende erklärt diese als genehmigt. 
 
 
__________________ 
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V e r h a n d l u n g e n :  
 
 
 

125/2025 
 
1.601.7 Rechnungsprüfungskommission 
  
 Revisionsstelle; Mandatierung 2026 - 2029 
 
 
 

Bericht und Antrag des Gemeinderats an die Gemeindeversammlung 
 
Referentin: Monika Lang, Departementvorsteherin FIN, Präsidentin Finanzkommission 
 
 
Ausgangslage 
 
Gemäss Art. 31 der Gemeindeordnung (GO) erfolgt die Rechnungsprüfung durch eine externe Revisi-
onsstelle. Aufgaben, Zuständigkeiten und Anforderungen an die Befähigung zur Rechnungsprüfung rich-
ten sich dabei nach der kantonalen Gemeindegesetzgebung, insbesondere nach Art. 122 ff der Gemein-
deverordnung vom 16. Dezember 1998 (GV; BSG 170.111). 
 
Art. 37 GO führt in Bst. n aus, dass die Stimmberechtigten mit Beschluss der Gemeindeversammlung 
den Auftrag des Revisionsmandats an eine externe Revisionsstelle für die Dauer von 4 Jahren erteilen. 
 
An der Gemeindeversammlung vom 16. Juni 2021 wurde die ROD Treuhand AG, Schönbühl (ROD) für 
die Amtsdauer 2022 – 2025, d.h. bis 31. Dezember 2025, als externe Revisionsstelle beauftragt. 
 
Die ROD verfügt über die erforderlichen besonderen fachlichen Voraussetzungen nach Art. 124 GV, die 
zur Prüfung einer Gemeinderechnung mit einem Jahresumsatz von rund CHF 40 Mio. notwendig sind. 
Ebenfalls kann sie sich über eine Haftpflichtversicherung mit einer angemessenen Garantiesumme aus-
weisen. 
 
Aufgrund der heute unveränderten Ausgangslage und der positiven Erfahrung mit der ROD spricht sich 
die Finanzkommission für eine Wiederwahl der ROD als externe Revisionsstelle aus. Gemäss der ein-
geholten Offerte betragen die Kosten neu CHF 13'500.00 (Kostendach inkl. Spesen und MWST). Diese 
sind um CHF 400.00 bzw. 2,9 % tiefer als bisher. Der Mandatsleiter bleibt in der Person von Sascha 
Moser, dipl. Wirtschaftsprüfer, unverändert. 
 
 
Antrag des Gemeinderates 
 
Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten die Zustimmung zu folgendem 
 
Gemeindebeschluss 

 
a Als externe Rechnungsrevisionsstelle sei die ROD Treuhand AG, Schönbühl, zu beauftragen; 
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b Das Mandat wird gemäss Art. 37 Bst. n der Gemeindeordnung für 4 Jahre erteilt (Zeitraum vom 

01.01.2026 – 31.12.2029). 
 
 
Gemeindebeschluss 
 
Dem Antrag des Gemeinderates wird ohne Diskussion mit grossem Mehr und ohne Gegenstimmen zu-
gestimmt. 
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126/2025 
 
4.200 Ortsplanung, Ueberbauungsordnungen 
  
 Zonenplanänderung; Einzonung Parzelle Nr. 897 Oberfeld-

strasse 
 

Bericht und Antrag des Gemeinderats an die Gemeindeversammlung 
 
Referentin:  Ruth Sager Schär, Departementvorsteherin BAU, Präsidentin Baukommission 
 
 
Ausgangslage und Zielsetzung 
 
Die Parzelle Nr. 897 wird nördlich von der Oberfeldstrasse und östlich von der Schulstrasse eingerahmt. 
Das 3’123 m2 grosse Grundstück besteht aus einem überbauten (Bauernhaus) und zwei noch freien 
Bereichen mit insgesamt 1’890 m2. Im Zonenplan ist die gesamte Parzelle Nr. 897 als Bauernhofzone 
ausgeschieden. Sie ist mehrheitlich von Wohnzonen umgeben. Gegenüber der Oberfeldstrasse befindet 
sich ein Kindergarten in der Zone für öffentliche Anlagen (ZöN H). Sowohl auf der ZöN als auch auf der 
Bauernhofzone sind Einzelbäume (Hinweise) vorhanden. Das Quartier wirkt dadurch stark durchgrünt. 
 

 
Abb. 1: Heutige Situation - Einzonungsfläche rot umrahmt 

 
2020 stellte der Grundeigentümer der Parzelle Nr. 897 einen Antrag auf eine Umzonung der gesamten 
Bauernhofzone oder zumindest des noch nicht überbauten Teils davon in eine Wohnzone. Auf dem noch 
freien Terrain im Westen der Parzelle ist ein Mehrfamilienhaus vorgesehen, das Bauernhaus mit seinen 
Nebenbauten soll - zumindest im aktuellen Zeitpunkt - bestehen bleiben. Im Hinblick auf eine möglichst 
optimale Eingliederung der Neubauten in die bestehende Umgebung bietet sich hierfür primär eine zwei-
geschossige Wohnzone (W2) an. 
Eine Voranfrage beim Amt für Gemeinden und Raumordnung (AGR) hat ergeben, dass die Einzonung 
möglich ist, sofern die Bauernhofzone nicht mehr begründet sei. Da es sich um eine Baulücke handelt 
und der Bereich mit dem Bauernhaus als weitgehend überbaut gilt, kann die gesamte Parzelle einer 



  Seite 524 

 
PROTOKOLL GEMEINDEVERSAMMLUNG HERZOGENBUCHSEE 

 
ORDENTLICHE VERSAMMLUNG VOM Mittwoch, 10. Dezember 2025, 20:00 Uhr 
 im Sonnensaal Herzogenbuchsee 
 
 

Nutzungszone zugeordnet werden – dies sogar, ohne dass die Fläche dem Wohnbaulandbedarf der 
Gemeinde anzurechnen oder eine Kompensation notwendig ist.  
Hingegen weist das AGR darauf hin, dass im Rahmen der Einzonung die besonders hohe Nutzungsdich-
te gemäss kantonalem Richtplan (Massnahmenblatt A_01) nachzuweisen ist. Zudem sind der Ausgleich 
von Planungsvorteilen (Mehrwertabgabe) sowie die Sicherung der Verfügbarkeit des Baulandes zu ga-
rantieren. 
 
 
Die Planungsmassnahmen im Detail 
 
Die Bauernhofzone ist umgeben von Nutzungszonen, mehrheitlich Wohnzonen W2. Die unüberbaute 
Fläche der Bauernhofzone kann als "Baulücke" bezeichnet werden. Sie befindet sich an einem äusserst 
attraktiven Standort und soll nun geschlossen werden. Geplant ist, in einem ersten Schritt ein Mehrfami-
lienhaus mit verschiedenen Wohneinheiten zu realisieren. Das Vorgehen entspricht dem wichtigen An-
liegen der Siedlungsentwicklung nach innen (SEin). 
Die Erschliessung des Areals mit Werkleitungen (Wasser, Abwasser, Elektrizität) ist mit verhältnismässi-
gem Aufwand arealintern zu realisieren. Die eingetragenen Bäume und das bestehende Bauernhaus 
sollen nach Möglichkeit bestehen bleiben, zumindest in der ersten Überbauungsphase. In einem nach-
folgenden Schritt kann eine Umnutzung oder sogar ein alternativer Neubau an Stelle des bestehenden 
Bauernhauses in Frage kommen. Gemäss einem Gutachten vom 17. Mai 2025 (Zustandsbericht, Firma 
Baumvision) können und sollen die beiden Nussbäume auch mit der Neuüberbauung langfristig erhalten 
werden. 
 
Die Einzonung der Parzelle Nr. 897 erfolgt im ordentlichen Verfahren nach Art. 58 ff BauG. Das heisst, 
der Zonenplan ist in diesem Bereich anzupassen. Da die Zonenvorschriften der Wohnzone 2-geschossig 
(W2) bereits bestehen, wird für dieses Vorhaben keine Anpassung des Baureglements erforderlich. Die 
Überführung der Bauernhofzone in eine Nutzungszone ist zweckmässig und unbestritten. Im Rahmen 
einer nächsten Gesamtrevision der Ortsplanung würde der Kanton gestützt auf den Richtplan die Einzo-
nung voraussichtlich ohnehin verlangen (Inselzone, Genehmigungsvorbehalt). 
 

 

 

Abb. 2: Zonenplanänderung 
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Das geplante Überbauungskonzept 
 
Von der Grundeigentümerschaft wurde bereits ein Überbauungskonzept vorgelegt. Das Konzept dient 
dem Nachweis zur Einhaltung der geforderten Mindestdichte von 0.7 GFZo (Geschossflächenziffer ober-
irdisch). Die Details der Bauten und Aussenräume werden im Rahmen eines qualitätssichernden Verfah-
rens gemeinsam mit Fachpersonen entwickelt. Dieses Verfahren ist Gegenstand einer vertraglichen 
Regelung zwischen der Gemeinde und den Grundeigentümern. 
Die vorliegende Skizze umfasst das gesamte Einzonungsgebiet. In einem ersten Schritt ist im westlichen 
Bereich ein Mehrfamilienhaus mit minimal fünf bis maximal acht Wohneinheiten vorgesehen. Erst in ei-
nem Folgeschritt sollen dann der mittlere und östliche Teil der Parzelle überbaut werden. Die Siedlung 
wird mit einer unterirdischen Einstellhalle geplant, welche über die Oberfeldstrasse erschlossen ist. 
 
Verschiedene Eingaben aus der Mitwirkung haben darauf hingewiesen, dass die Nachbarschaft die 
Überbauung der bisher freien Parzelle zwar bedauert, aber doch akzeptiert. Zumindest jedoch wird eine 
qualitätsvolle Gestaltung der Bauten und deren Umgebung erwartet. 
 

 
Abb. 3: Ausschnitt Überbauungskonzept (links: UG, rechts: EG) 
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Übereinstimmung mit den übergeordneten Planungen 
 
Die Schliessung von Baulücken ist gemäss Art. 11f BauV (Bauverordnung, BSG 721.1) ein wichtiges Ziel 
im Sinne von Art. 30 Abs 1bis Buchstabe a der RPV (Raumplanungsverordnung, 700.1). Die Planungs-
massnahme zur Umzonung der Bauernhofzone dient diesem Ziel und entspricht somit der Siedlungs-
entwicklung nach Innen (SEin). Sie ist mit übergeordneten Planungen vereinbar. Die Mindestdichte und 
die Sicherstellung der Verfügbarkeit garantieren die haushälterische Bodennutzung. 
 
 
Auswirkungen der Planung 
 
Die unbebauten Parzellenteile der Grundstück Nr. 897 umfassen insgesamt 1’890 m2. Sie gelten gemäss 
Geoportal des Kantons zwar nicht als Fruchtfolgefläche (FFF), sind aber als Kulturland bezeichnet. Die-
se Bezeichnung überlagert die als "Bauernhofzone" ausgeschiedene Nutzungszone.  
 

 
Abb. 4: Ausschnitt Hinweiskarte Kulturland (geoportal Kanton Bern) 

 
Weil die Umzonung der Bauernhofzone in eine überbaubare Wohnzone als Ausscheidung einer neuen 
Bauzone gilt, muss eine Mindestdichte eingehalten werden. Entscheidend hierfür ist, dass es sich um 
eine zusammenhängende Kulturlandfläche von mindestens 1'500 m2 handelt. 
Bei der Beanspruchung von Kulturland muss geprüft werden, ob der erwünschte Zweck an alternativen 
Standorten ohne Beanspruchung von Kulturland nicht besser erfüllt werden kann. Da es sich beim 
Zweck der vorliegenden Beanspruchung um die Schliessung einer Baulücke handelt, ist die Erfüllung 
des Zwecks an einer anderen Stelle nicht möglich. Es ist kein alternativer Standort vorhanden, an dem 
der Zweck erfüllt werden könnten. Eine Prüfung von Alternativen entfällt daher. 
 
Die Neueinzonung von Flächen grösser 1'500 m2 bedingt eine optimale Nutzung des Bodens, auch wenn 
es sich nicht um Kulturland handeln würde. Die optimale Nutzung wird durch die Festlegung einer Min-
destdichte erreicht. Diese ist vom Raumtyp abhängig. In Herzogenbuchsee, das als Zentrum 4. Stufe gilt, 
beträgt die minimale Geschossflächenziffer oberirdisch (GFZo) bei Einzonungen 0.7. 
Eine Einzonung in die dreistöckige W3 wurde geprüft. Obwohl die Parzelle von W2 umgeben ist, wäre 
diese Nutzungserhöhung grundsätzlich denkbar. Da bei einer solchen Massnahme jedoch mit Wider-
stand aus der Nachbarschaft zu rechnen wäre, hat die Eigentümerschaft in Absprache mit der Gemeinde 
auf eine Erhöhung der Geschossigkeit verzichtet. 
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Die geplante Überbauung kann die notwendige GFZo von mindestens 0.7 auch in der 2-geschossigen 
Nutzungszone erreichen (vgl. hierzu Erläuterungsbericht). 
 
 
Ortsbild, Qualitätssicherung, Verkehr 
 
Die Einzonung befindet sich ausserhalb des Perimeters von Ortsbildschutzgebieten. Auf der Parzelle 
befinden sich drei Einzelbäume, die ökologisch wertvoll sind und dem Quartier eine gewisse Struktur 
verleihen. Sie sollen auch im Zusammenhang mit der Überbauung erhalten bleiben.  
 
Die Überbauung der Parzelle Nr. 897 mit einem Mehrfamilienhaus soll sich harmonisch in die mehrheit-
lich kleinstrukturierte Umgebung einfügen. Um diese bauliche Integration zu erreichen, kann die Ge-
meinde ein qualitätssicherndes Verfahren einfordern 
 
Die Tatsache, dass es sich bei der Einzonung um ein grösseres Grundstück in einer empfindlichen Um-
gebung handelt, für die zudem eine Mindestdichte gefordert ist, rechtfertig ein qualitätssicherndes Ver-
fahren. In der Planungsvereinbarung zwischen der Gemeinde, dem Grundeigentümer und dem Planer 
(November 2022, April 2021) werden sowohl die Details des Verfahrens als auch die damit verbundene 
Kostentragung geregelt. Gespräche zwischen der Bauabteilung und den Eigentümern haben gezeigt, 
dass ein Workshopverfahren mit Beteiligung von Fachleuten von beiden Seiten begrüsst wird. Das ent-
sprechende Verfahren soll nach erfolgreichem Abschluss des Einzonungsprozesses durchgeführt wer-
den. Die Einzelheiten sind in der Vereinbarung geregelt. 
 
Die Einzonungsfläche befindet sich mitten im Siedlungsgebiet und liegt vollständig innerhalb der ÖV-
Erschliessungsgüteklasse D. Das Gebiet ist über die Oberfeldstrasse für den MIV erschlossen. Es ist 
kein übermässiges zusätzliches Verkehrsaufkommen zu erwarten. 
 
 
Sicherstellen der Verfügbarkeit von Bauland 
 
Gemäss Art. 15 Abs. 4 lit. d RPG (Raumplanungsgesetz, SR 700) muss im Zeitpunkt der Einzonung die 
Verfügbarkeit des Landes rechtlich und tatsächlich sichergestellt sein. Es genügt nicht, dass ein Grund-
eigentümer bloss seinen Willen zu Überbauung kundtut. Es sind Massnahmen rechtlicher Art zu treffen, 
damit das Grundstück auch tatsächlich verfügbar ist und überbaut wird. Der Kanton Bern führte mit der 
per 1. April 2017 in Kraft getretenen Revision seiner Baugesetzgebung folgende Instrumente zur rechtli-
chen Sicherstellung der Verfügbarkeit ein: Die vertragliche Bauverpflichtung (Art. 126b BauG), die be-
dingte Einzonung (Art. 126c BauG) sowie die angeordnete Bauverpflichtung (Art. 126d BauG).  
 
Die Gemeinde ist verpflichtet, eine dieser Massnahmen zu ergreifen. Liegt keine solche rechtliche Si-
cherstellung vor, kann die Einzonung durch den Kanton nicht genehmigt werden. 
 
 
Planungsmehrwert  
 
Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um eine Einzonung gem. Art. 15 resp. 18 RPG. Gemäss 
Art. 142 Abs. 1 und Art. 142a Abs. 1 des Baugesetzes (BauG; BSG 721.0) und Art. 3 Abs. 1 des Regle-
ments über den Ausgleich von Planungsmehrwerten vom 07. Dezember 2016 (nachfolgend: Re Plmw) 
haben Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer bei der Einzonung (dauerhafte Zuweisung von 
Land zu einer Bauzone), bei der Umfzonung (Zuweisung von Land in einer Bauzone zu einer anderen 
Bauzonenart mit besseren Nutzungsmöglichkeiten) und bei der Aufzonung (Anpassung von Nutzungs-
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vorschriften im Hinblick auf die Verbesserung der Nutzungsmöglichkeiten) eine Mehrwertabgabe zu ent-
richten. 
Der planungsrechtliche Mehrwert entspricht der Differenz zwischen dem Verkehrswert des Landes mit 
und ohne Planänderung und ist mit anerkannten Methoden zu bestimmen (Art. 142b Abs. 1 BauG). Be-
trägt der Mehrwert weniger als CHF 20'000, wird keine Abgabe erhoben (Art. 142a Abs. 4 BauG und 
Art. 3 Abs. 2 Re Plmw). 
Bei Einzonungen beträgt die Mehrwertabgabe 35 % des Mehrwerts während der ersten 5 Jahre ab 
Rechtskraft der Einzonung, ab dem sechsten bis zehnten Jahr 45% und ab dem elften Jahr 50% des 
Mehrwerts. (Art. 4 Abs. 2 Re Plmw). Die Mehrwertabgabe wird vom Gemeinderat verfügt (Art. 142d Abs. 
1 BauG und Art. 6 Abs. 1 Re Plmw). 
Die vorliegende Einzonung führt für die heute bereits vorhandene Nutzung zu einer Wertsteigerung der 
Parzelle Nr. 897 und der Abgabetatbestand nach Art. 142a Abs. 1 BauG und Art. 3 Abs. 1 Re Plmw hat 
sich somit verwirklicht.  
 
Gemäss Mehrwertberechnung des Büros für Grundstückbewertungen Moosseedorf, vom 26.08.2021, 
aktualisiert am 10.08.2025, wird folgender Mehrwert realisiert: 

Mehrwert aus Planungsmassnahme  CHF  1'327'515 
Mehrwert pro m² aGSF (anrechenbare Grundstückfläche)  CHF  425 
Mehrwert pro m² GFo (nach Planungsmassnahme)  CHF  576 

 
Die Höhe der Mehrwertabgabe wird nach Massgabe von Art. 4 Abs. 2 Re Plmw wie folgt festgelegt: 

CHF 464'630, falls die Fälligkeit während der ersten 5 Jahre ab Rechtskraft der Einzonung eintritt; 
CHF 597'381, falls die Fälligkeit später, jedoch bis zum 10. Jahr ab Rechtskraft der Einzonung eintritt; 
CHF663'757, falls die Fälligkeit später eintritt. 

Bei Verkauf von Bauland: Berechnung pro anrechenbarer Grundstücksfläche/aGSF CHF 425 oder bei Über-
bauung: pro zusätzlich realisierter Geschossfläche oberirdisch/GFo CHF 576 (gilt für Fälligkeit während der 
ersten 5 Jahre, danach erfolgt eine Anpassung nach Art. 4 Abs. 2 Re Plmw). Der Mehrwertabgabebetrag unter-
liegt dem Teuerungsausgleich nach Massgabe des LIK. 

 
 
Planerlassverfahren 
 
Die Mitwirkung nach Art. 58 BauG hat vom 07. Januar bis 09. Februar 2022 stattgefunden. Die Doku-
mente konnten sowohl auf der Gemeindeverwaltung als auch auf der Webseite der Gemeinde eingese-
hen und ausgedruckt werden. Innerhalb der Mitwirkungsfrist sind auf der Gemeindeverwaltung 5 schriftli-
che Eingaben eingereicht worden. Auf eine Aufforderung der Gemeinde haben die Grundeigentü-
mer/innen der einzuzonenden Parzelle Nr. 897 eine schriftliche Stellungnahme zu den Mitwirkungsein-
gaben verfasst. Dieses Dokument vom 17. Februar 2022 ist ebenfalls Bestandteil des Mitwirkungsverfah-
rens und wurde zusammen mit dem Mitwirkungsbericht dem AGR zur Vorprüfung eingereicht.  
 
Mit Bericht vom 11. März 2025 hat das AGR das Einzonungsvorhaben vorgeprüft. Die Planung wird ins-
gesamt als durchdacht und übersichtlich bezeichnet, die relevanten Themen seien korrekt abgehandelt. 
Unter dem Vorbehalt von ein paar wenigen Anpassungen kann das AGR der Einzonung zustimmen und 
die Genehmigung der Planung in Aussicht stellen (vgl. hierzu Vorprüfungsbericht). 
Im Zusammenhang mit den drei geschützten Bäumen auf dem Areal haben das ANF und das AGR ver-
schiedene Nachweise gefordert. Diese konnten mit einem Lebensrauminventar vom 17. Mai 2025 er-
bracht werden (Dokument «Baumvision»). 
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Bei den geschützten Bäumen handelt es sich um zwei Nussbäume und einen Birnenbaum. Es handelt 
sich um kommunal bedeutende Objekte, die vor allem aus ökologischen Gründen geschützt sind. Der 
eine der Nussbäume weist einen Befall auf, kann aber trotzdem noch lange Jahre seine Funktion als 
Lebensraum erfüllen. Trotz der Neuüberbauung der Parzelle können alle drei Bäume erhalten werden. 
 
Im Rahmen der öffentlichen Auflage ist eine Einsprache eingelangt. Diese wurde nach durchgeführter 
Einspracheverhandlung aufrechterhalten. Das AGR wird im Rahmen der Genehmigung über die offene 
Einsprache zu entscheiden haben. 
 
Der weitere Verfahrensablauf präsentiert sich wie folgt: 
 

 
 
 
Antrag des Gemeinderates 
 
Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten die Genehmigung der vorliegenden Zonenplanände-
rung zur Einzonung der Parzelle 897 an der Oberfeldstrasse. 
 
 
Beratung und Anträge 
 
Christoph Tanner, 1946, Oberfeldstrasse 17A, Herzogenbuchsee, bringt vor, dass das betroffene Gebiet 
bereits heute dichter bebaut ist als auf den eingangs gezeigten Plänen dargestellt. Der neue Kindergar-
ten ist ebenfalls grösser dimensioniert. 
 
 
Thomas Gerber, 1981, Bettenhausenstrasse 24, Herzogenbuchsee, wünscht Auskunft darüber, was 
passiert, wenn die Gemeindeversammlung die Vorlage heute zwar annimmt, der Kanton jedoch an-
schliessend die noch hängige Einsprache gutheisst. 
 
Der Gemeindeverwalter hält dazu fest, dass das AGR im Rahmen des Genehmigungsverfahrens über 
die noch offene Einsprache entscheiden wird. 
Der Gemeinderat erachtet die vorliegende Planung als genehmigungsfähig, daher wurde sie den Stimm-
berechtigten zum Entscheid vorgelegt. Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, dass das AGR das Ge-
schäft zur Verbesserung zurückweist. 
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Marcel Stalder, 1967, Senta Simon-Strasse 6, Herzogenbuchsee, interessiert sich für die angedachte 
Parkierungslösung für die neue Überbauung: Wird eine Tiefgarage gebaut oder jeweils eine pro Mehrfa-
milienhaus? 
 
Die Gemeindepräsidentin erläutert, dass eine grosse Tiefgarage für die ganze Überbauung geplant ist. 
 
 
Christian Gnägi, 1961, Länggasse 7, Herzogenbuchsee, äussert sich dahingehend, dass die Gemeinde-
versammlung das letzte Wort haben sollte, wenn es um die Ortsplanung geht. Der Votant ist nicht der 
Meinung, dass die vorliegende Planung mit den übergeordneten Planungsgrundlagen übereinstimmt. Es 
bestehen Unstimmigkeiten mit dem Raumplanungsgesetz, der Raumplanungsverordnung, dem Bauge-
setz, der Kantonsverfassung, dem Natur- und Heimatschutzgesetz, dem Naturschutzgesetz des Kantons 
Bern und dem Richtplan des Kt. Bern. 
 
Es ist unbestritten ein sehr komplexes Geschäft. Herzogenbuchsee hat ein Ortsbild von nationaler Be-
deutung und zu den alten Bauernhöfen gehören die entsprechenden Wiesen. Siedlungen werden durch 
Grünräume und Bäume wohnlich. Gerade erst wurden im Bahnhof West 700 Wohnungen bewilligt. Diese 
bilden auf Jahrzehnte hinaus eine Wohnungsreserve. Dass diese Hostet nun auch noch überbaut wer-
den soll, ist nicht nachvollziehbar. Im ganzen Oberdorf ist die Wiese der Familie Maurer die einzige, die 
noch nicht verplant worden ist. Es ist eine Gesamtplanung vonnöten, welche Grünflächen in der Ge-
meinde erhalten bleiben sollen. Solange die Gemeinde diese Planung nicht gemacht hat, ist dieses Ge-
schäft nicht beschlussreif. Der Votant empfiehlt den Stimmberechtigten daher, die Vorlage zur Überar-
beitung zurückzuweisen. 
 
Grünräume und vor allem Bäume sind zudem für die Hitzeminderung im Zusammenhang mit der Klima-
erwärmung unerlässlich. Dies ist ein weiterer Planungsgrundsatz im Richtplan des Kantons Bern; nur die 
Baulücken schliessen zu wollen ist eine zu enge Optik. Wenn diese zwölf Bäume gerodet und durch 
Betonklötze ersetzt werden, so wird es die Bewohnerschaft im Oberdorf zu spüren bekommen. Bis neu 
gepflanzte Bäume wieder die gleiche Grösse haben, ziehen 40 Jahre ins Land. 
 
Diese Hostet ist die letzte noch intakte im Ortsteil Herzogenbuchsee. Gemäss Naturschutzgesetz hätte 
die Gemeinde klar den Auftrag, Hostete mit alten wertvollen Bäumen zu schützen und vor einer Über-
bauung zu bewahren. Aus diesem Grund hat der Kanton in der Vorprüfung verlangt, dass die Gemeinde 
alle Bäume untersucht. Es ist zu klären, ob es sich um Biotopbäume handelt, also solche mit Astlöchern 
und Hohlräumen im Stamm, die für Tiere wie Siebenschläfer, Haselmäuse, Fledermäuse und Vögel spe-
ziellen Lebensraum bieten. Zudem hätte untersucht werden müssen, ob in dieser Wiese seltene Arten 
wie Feuersalamander, Zauneidechsen oder Orchideen vorkommen. Die Hälfte der Bäume in dieser Hos-
tet sind Biotopbäume. Der Kanton wird die Planung somit mit grosser Wahrscheinlichkeit zurückweisen. 
 
Der Votant führt weiter aus, dass er nachvollziehen kann, dass die Familie Maurer eine Alterswohnung 
für sich und Wohnraum für die Kinder haben möchte. Das liesse sich jedoch auch realisieren, wenn man 
lediglich das Bauernhaus auszont und dann umbaut. 
 
Abschliessend äussert der Redner sich nochmals dahingehend, dass die Vorlage gegen geltendes 
Raumplanungs- und Naturschutzrecht verstösst und zur Überarbeitung zurückgewiesen werden muss. 
 
 
Die Gemeindepräsidentin hält an dieser Stelle fest, dass das Geschäft durch das AGR vorgeprüft wor-
den ist und die Vorbehalte erledigt werden konnten bzw. können (Vorbehalt bezüglich Habitatsbäume). 
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Monika Jaggi, 1957, Unterwaldweg 18, Herzogenbuchsee, kann nicht nachvollziehen, weshalb die Ge-
meinde noch mehr Bauzonen benötigt. Es gibt bereits viele neue Wohnungen in der Gemeinde. Warum 
will man nun die letzte intakte Hostet auch noch überbauen? Eigentlich sollte sich die Siedlung um die 
Grünfläche herum anordnen und nicht andersherum. Auch wird der kühlende Effekt der Bäume unter-
schätzt. 
 
 
Iris Fankhauser, 1976, Wysshölzlistrasse 16, Herzogenbuchsee, stellt im Namen der SP den Antrag, 
das Geschäft zur Überarbeitung zurückzuweisen. 
Die Genehmigungsvorbehalte des Kantons sollten als Chance genutzt werden, um die Planung zu über-
arbeiten und so allen Interessen gerecht zu werden. 
 
 
Nadja Haller, 1978, Oberdorfweg 24, Herzogenbuchsee, ist der Auffassung, dass vom Dorf aus in Geh-
distanz genügend Naherholungszonen mit Wiesen und Bäume vorhanden sind. Für sie sind die vorge-
brachten Argumente nicht nachvollziehbar. 
An dieser Stelle möchte die Rednerin wissen, was bei einer nächsten Ortsplanungsrevision mit der Par-
zelle geschehen würde. 
 
Die Gemeindepräsidentin erklärt, dass die Parzelle im Rahmen der nächsten OPR eingezont würde. 
 
 
Kristin Bucher, 1981, Waldgasse 3, Herzogenbuchsee, interessiert sich im Zusammenhang mit den Zyk-
lus 1-Bauten gegenüber den geplanten Mehrfamilienhäusern für die angedachte Verkehrsführung. Be-
reits jetzt gibt es Konflikte mit den Elterntaxis, den Mittelstufenschülern auf ihren Fahrrädern und dem 
Pendlerverkehr. Mit der Überbauung ist mit Mehrverkehr zu rechnen. 
 
Die Gemeindepräsidentin zeigt auf, dass die Erschliessung der Überbauung über die Oberfeldstrasse 
erfolgen würde. 
 
 
Der Gemeindeverwalter bezieht sich auf das Votum von Christian Gnägi und nimmt dazu Stellung. 
 
Das AGR hat in der Vorprüfung vier Genehmigungsvorbehalte zu folgenden Themen angebracht: Min-
dest-Dichte, Abklärung zu den Einzelbäumen, rechtliche Sicherstellung der Verfügbarkeit des Baulandes 
sowie Durchführung eines qualitätssichernden Verfahrens für die Überbauung. Diese Vorbehalte konn-
ten alle aufgearbeitet und damit erledigt werden. Zu den Habitatsbäumen liegt bereits ein Bericht vor. Es 
wird noch ein weiterer eingeholt. 
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Mit Blick auf den Erläuterungsbericht aus der Ortsplanungsrevision 2015 zeigt der Gemeindeverwalter im 
Weiteren auf, dass die Interessenabwägung betreffend dem Erhalt der Hostet der Familie Maurer bereits 
bei der noch geltenden OPR mit der notwendigen Sorgfalt und aufgrund eines Konzeptes vorgenommen 
worden ist. 
Vor etwas mehr als zehn Jahren war ursprünglich geplant gewesen, neben der Hostet von Res Sollber-
ger im Hubel auch diejenige der Familie Maurer im Oberdorf unter Schutz zu stellen. Weiter war auch 
geplant, verschiedene Schutzkategorien von Bäumen für die Grundeigentümer verbindlich zu regeln. 
 

 
 
Wie der Ausschnitt aus dem heute gültigen Zonenplan zeigt, wurde schlussendlich nicht die gesamte 
Planung umgesetzt und von den Stimmberechtigten genehmigt. 
Die Hostet im Hubel geniesst einen Schutzstatus, diejenige der Familie Maurer wurde jedoch nicht in den 
Zonenplan überführt. Dies geschah mit Blick auf eine spätere Schliessung der Baulücke. 
Auch bei den geschützten Bäumen ist schlussendlich nur eine Kategorie für die Grundeigentümer ver-
bindlich geregelt worden. Zu dieser zählen die sich auf dem Grundstück der Familie Maurer befindlichen 
Bäume nicht. 
Derart geschützte Bäume hat es beispielsweise bei der reformierten Kirche oder im Gemeindepark. 
 
 
Hans Maurer, 1946, Oberfeldstrasse 22, Herzogenbuchsee, spricht als Eigentümer der Parzelle. Dieses 
Stück Land ist seit gut hundert Jahren im Besitze der Familie. Sein Vater führte dort früher einen Klein-
betrieb, er selbst einen im Nebengewerbe. Der Votant betont, dass er Freude an seinem Hobbybetrieb 
hatte, ihm inzwischen jedoch das Alter und die Gesundheit zu schaffen machen und die Fortführung des 
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Betriebs daher nicht möglich ist. Er hat verschiedene Landwirte angefragt, ob sie die Hostet bewirtschaf-
ten würden, doch keiner hat Interesse an der Pflege einer Wiese mit diesen Bäumen. 
Die drei Einzelbäume (zwei Nussbäume und ein Birnenbaum) beim Bauernhaus werden erhalten bleiben 
und gepflegt werden. Die Bäume in der Hostet sind alt und morsch und werden bei einem nächsten 
Sturm ohnehin ganz von allein umfallen. 
 
 
Rudolf Aeberhard, 1962, Länggasse 6, Herzogenbuchsee, unterstützt das Votum von Hans Maurer und 
das Ansinnen der Familie Maurer. Er kann die vorgebrachten Argumente von Christian Gnägi nicht 
nachvollziehen. 
Zu dem erwähnten Mehrverkehr hält der Redner fest, dass die Elterntaxis gefährlich sind und nicht der 
andere Verkehr. 
 
 
Abstimmung Rückweisungsantrag 
 
Der Antrag der SP auf Rückweisung des Geschäftes wird mit 53 Nein-Stimmen bei 14 Ja-Stimmen abge-
lehnt. 
 
 
Gemeindebeschluss 
 
Dem Antrag des Gemeinderates wird mit grossem Mehr und 10 Gegenstimmen zugestimmt. 
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127/2025 
 
1.20.8 Marktreglement mit Gebührentarif 
  
 Marktreglement; Aufhebung 
 
 
 

Bericht und Antrag des Gemeinderats an die Gemeindeversammlung 
 
Referentin:  Denise Arni, Departementvorsteherin KUL, Präsidentin Kulturkommission 
 
 
Ausgangslage 

 
An der Gemeindeversammlung vom 3. Dezember 1975 genehmigten die Stimmberechtigten das Markt-
reglement. Es ist mit der Genehmigung des Regierungsrates des Kantons Bern am 2. Juni 1976 in Kraft 
getreten. Teilrevisionen wurden keine vorgenommen. 
 
Das Reglement regelt u.a. die in der Gemeinde abzuhaltenden Markttage für Waren- und Schlachtvieh-
märkte sowie die Bewilligungspflicht zum Verkauf von Waren und die Aufsicht über das Marktwesen. 
Darüber hinaus wird der Gemeinderat zum Erlass eines Gebührentarifs ermächtigt und es werden weiter 
Detailregelungen zu Öffnungszeiten, Ständen, Darbietung von Waren, Werbung und Strafbestimmungen 
bei Verstössen vorgenommen. Bei den Aufgaben des Waren- und Schlachtviehmarktes handelt es sich 
um selbstgewählte Aufgaben der Gemeinde. Sie sind gesetzliche nicht vorgeschrieben. 
 
 
Verzicht auf Waren- und Schlachtviehmarkt 

In den vergangenen 10 Jahren war das Angebot an Marktfahrern stark rückläufig. Waren im Jahr 2015 
an vier Markttagen noch über 40 Stände zu verzeichnen, reduzierte sich die Nachfrage bis 2019 auf 25 
Marktfahrende. Im Zuge der Covid 19-Pandemie konnte 2020 und 2021 nur gerade ein Markttag durch-
geführt werden. Im Nachgang zu den coronabedingten Lockdowns wurde ab 2022 die Markttage auf-
grund der sinkenden Nachfrage an Markständen auf noch zwei im Mai und November reduziert. Dabei 
wurden noch 15 Anbieter registriert. Die Einnahmen brachen über die gesamte Dauer um zwei Dritte ein 
und betrugen 2022 pro Markttag noch rund CHF 400.-. Sie vermögen damit u.a. den anfallenden Verwal-
tungsaufwand in durchschnittlicher Höhe von CHF 1'000.- für die Registrierung der Anmeldungen sowie 
das Aufstellen und Wegräumen der Markstände nicht mehr zu decken. Ab 2023 wurden vor diesem Hin-
tergrund keine Warenmärkte mehr organisiert. 
Gemäss Auskunft des Schweizerischen Marktverbandes sind kleinere Märkte wie in Herzogenbuchsee 
am Aussterben. Die Wiederbelebung eines Warenmarktes sei sehr schwierig auf Grund des Angebotes 
von Detail- und Onlinehandel und dauert mehrere Jahre, fordert viel Engagement und Ressourcen, ohne 
dass der Erfolg garantiert ist. 
 
Schlachtviehmärkte werden monatlich abgehalten. Sie werden durch die gemeindeeigene Schlachtvieh-
kommission organisiert. Zusätzlich erbringt der Werkhof Leistungen für das Aufstellen und Wegräumen 
der Gerätschaften und die Reinigung des Viehmarktplatzes. Der jährliche Nettoaufwand zulasten der 
Erfolgsrechnung beträgt rund CHF 20'000.-. 
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Das Angebot an aufgeführtem Schlachtvieh ist tendenziell rückläufig. Dies aufgrund des Strukturwandels 
in der Landwirtschaft mit immer weniger Viehzüchtern und Milchproduzenten. Zudem ist ein Konzentrati-
onsprozess im Gang, wonach kleinere Märkte aufgehoben werden. Davon sind auch Herzogenbuchsee 
und Fraubrunnen betroffen, die bisher am gleichen Morgen einen Doppelmarkt gebildet und nacheinan-
der abgehalten haben. 
 
Der Gemeinderat hat zudem im Zuge des Entlastungsprogramms zum Budget 2026 beschlossen, den 
Schlachtviehmarkt Ende 2025 aufzuheben und so oder so ab 2026 nicht mehr anzubieten. 
 
 
Gemeindebeschluss 
 
Dem Antrag des Gemeinderates wird ohne Diskussion mit grossem Mehr und einer Gegenstimme zuge-
stimmt. 
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128/2025 
 
1.20.17 Reglement über die Schulzahnpflege (SchzR) 
  
 Reglement über die Schulzahnpflege; Aufhebung 
 
 
 

Bericht und Antrag des Gemeinderats an die Gemeindeversammlung 
 
Referentin:  Michèle Ryf, Departementvorsteherin SOZ, Präsidentin Sozialkommission 
 
 
Ausgangslage 

 
An der Gemeindeversammlung vom 4. Juni 2003 genehmigten die Stimmberechtigten das Reglement 
über die Schulzahnpflege. Es ist am 1. August 2003 in Kraft getreten und wurde 2009 einer Teilrevisio-
nen unterzogen. 
Die Gemeinde Herzogenbuchsee nimmt diese Aufgab seit 2003 freiwillig war. Die entsprechende gesetz-
liche Grundlage, die die Gemeinden hierzu verpflichtete, wurde per Ende 2002 aufgehoben. 
 
Das Reglement regelt u.a. die Organisation des schulzahnärztlichen Dienstes sowie die Ausrichtung von 
Behandlungskostenbeiträgen für Schülerinnen und Schüler mit gesetzlichem Wohnsitz in Herzogen-
buchsee. Um die Gesund-Erhaltung der Kauorgane von Schülerinnen und Schülern zu fördern, gewährte 
die Gemeinde bis anhin Beiträge an die Behandlungskosten von Kindern, deren Eltern bescheidene 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse aufweisen. Die Beitragshöhe richtet sich dabei nach Anhang 
1 des Reglementes. 
 
 
Künftiger Verzicht auf Beiträge an Behandlungskosten 
 
In den letzten fünf Jahren wurden gesamthaft CHF 1'800 an Beiträgen entrichtet. Dies ergibt im Dur-
schnitt rund CHF 350.- jährlich. 
Der Gemeinderat hat am 17. Januar 2025 im Rahmen des Haushaltsentlastungsprogramms entschie-
den, auf diese freiwillige Aufgabe zu verzichten und ab 2026 keine Beiträge mehr zu entrichten. Entspre-
chend kann die hierfür erforderliche Rechtsgrundlage per Ende 2025 aufgehoben werden. Hierfür ist ein 
Gemeindeversammlungsbeschluss erforderlich. 
 
Die Organisation des Schulzahnärztlichen Dienstes erfordert kein Reglement und kann vertraglich gere-
gelt werden. 
 
 
Antrag des Gemeinderates 
 
Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten die Aufhebung des Reglements über die Schulzahn-
pflege vom 4. Juni 2003 auf den 31. Dezember 2025. 
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Beratung und Anträge 
 
Tajfun Ademi, 1989, Bleikemattstrasse 2, Herzogenbuchsee, appelliert an die Stimmberechtigten, dieses 
Reglement nicht aufzuheben. Manchmal ist es genau diese kleine finanzielle Unterstützung, die dafür 
sorgt, dass ein Kind gut kauen kann. Er zeigt am Beispiel einer alleinerziehenden Mutter mit zwei Kin-
dern auf, dass diese kleinen Beiträge den grossen Unterschied machen. Ohne diese Unterstützung wird 
aus einem kleinen Zahnproblem ein grosses, welches schlussendlich ein Zigfaches kostet. Vielleicht 
muss sogar der Sozialdienst einspringen, um die Kosten zu übernehmen. 
Der Votant bittet genau für diese Familien darum, das Reglement nicht aufzuheben. 
 
 
Madeleine Gfeller, 1950, Reckenbergstrasse 21, Herzogenbuchsee, unterstützt als ehemalige Lehrper-
son das Votum ihres Vorredners. Die Zahngesundheit ist wichtig und warum diese finanzielle Unterstüt-
zung nun aufgehoben werden soll, ist für sie nicht nachvollziehbar. 
 
Die Gemeindepräsidentin führt aus, dass der Gemeinderat im Rahmen der Sparrunde auch über kleine 
Beträge diskutiert hat. Das Reglement wurde in den letzten Jahren – wie in der Vorlage aufgezeigt – 
sehr wenig beansprucht. Es gibt andere Wege, um sich wenn notwendig finanzielle Unterstützung holen 
zu können. 
 
Veronika Beringer Sperisen, 1969, Länggasse 58, Herzogenbuchsee, hat die Beobachtung gemacht, 
dass Familien mit geringen finanziellen Mitteln nicht in der Lage sind, sich um die Zahngesundheit ihrer 
Kinder zu kümmern. Die Kinder aus diesen Familien werden aufgrund ihrer schlechten Zähen ausgelacht 
und haben ein Leben lang unter dieser Last zu leiden. 
 
 
Gemeindebeschluss 
 
Dem Antrag des Gemeinderates wird mit 41 Ja-Stimmen bei 32 Nein-Stimmen zugestimmt. 
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129/2025 
 
1.20.25 Reglement über den Ausgleich von Planungsmehrwerten 
  
 Reglement über den Ausgleich von Planungsmehrwerten; Ge-

nehmigung 1. Teilrevision 
 
 

Bericht und Antrag des Gemeinderats an die Gemeindeversammlung 
 
Referent: Rolf Habegger, Gemeindeverwalter 
 
 
Ausgangslage 
 
Die Stimmberechtigten genehmigten im Zuge der Umsetzung der Teilrevision des Baugesetzes vom 
9. Juni 2016 (in Kraft seit 1. April 2017) am 7. Dezember 2016 das Reglement über den Ausgleich von 
Planungsmehrwerten (Re Plmw). Gleichzeitig mit der Genehmigung erfolgte eine indirekte Änderung des 
Reglements über die Spezialfinanzierung Mehrwertabschöpfung (SF Mw R) vom 12. Juni 2013 zur An-
passung an das veränderte übergeordnete Recht. 
 
Gestützt auf die Änderung des Baugesetzes im Jahr 2019 sowie aus der Erfahrung in der praktischen 
Anwendung (acht Jahren) und zwischenzeitlich ergangener Rechtspraxis ergeben sich minimale Anpas-
sungen bzw. Präzisierungen des Artikels 5 des Re Plmw. Heute lautet dieser wie folgt: 
 

Fälligkeiten Art. 5 Die Fälligkeiten bestimmen sich gemäss Art. 142c BauG. Die Mehr-
wertabgaben sind innert 30 Tagen seit Fälligkeit zu bezahlen. Ab 31. Tag nach 
Fälligkeit wird bis zum Zahlungstermin (Eingang bei Gemeinde) ein Verzugs-
zins in der Höhe des für bernische Steuern geltenden Verzugszinses erhoben. 

 
Die Fälligkeit im Baugesetz definiert sich wie folgt: 
 

Art. 142c *Fälligkeit 
1 Die Mehrwertabgabe bei Einzonungen wird fällig, wenn der planungsbedingte Mehrwert durch Über-
bauung (Art. 2 Abs. 2 BewD) oder durch Veräusserung realisiert wird. Als Veräusserung gelten sinnge-
mäss die in Artikel 130 des Steuergesetzes vom 21. Mai 2000 (StG) genannten Vorgänge. * 
1a Bei Umzonungen und Aufzonungen gilt Absatz 1, soweit die Gemeinden im Reglement die Fällig-
keit nicht abweichend regeln. * 

2 Bei teilweiser Überbauung oder Veräusserung des Landes wird die Mehrwertabgabe anteilsmässig 
fällig. * 
3 Die Grundbuchämter erstellen für jeden ihnen bekannten Tatbestand, der die Fälligkeit der Mehr-
wertabgabe auslöst, eine Meldung und stellen diese den Gemeinden in geeigneter Form zur Verfü-
gung. * 
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Zum Anpassungsbedarf 
 
Die heute noch geltende Formulierung betreffend die Fälligkeiten der Mehrwertabgaben bei Um- und 
Aufzonungen in Art. 5 Re Plmw ist für Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer benachteiligend. 
Defacto muss mit der geltenden Regelung beispielsweise bei einer Veräusserung oder auch einer Ver-
erbung einer Liegenschaft die Mehrwertabgabe innert 30 Tagen geleistet werden – auch dann, wenn in 
baulicher Hinsicht noch gar kein Gebrauch vom "Mehrnutzen" gemacht wurde.  
Ähnliche Probleme können sich bei der Veräusserung von Stockwerkeigentum ergeben.  
 
Keine Anpassung ist in den Fällen von Neueinzonungen angezeigt. Hier regelt Art. 142c Abs. 1 Bauge-
setz die Fälligkeiten abschliessend. Der Gemeinde steht keine Möglichkeit für eine abweichende Rege-
lung zu, weshalb sie eins zu eins ins Re Plmw zu übernehmen ist (vgl. Art. 5 Abs. 2 Lit a der neuen Fas-
sung hienach). 
 
Aufgrund des Gesagten ergibt sich folgender Anpassungsbedarf: 
 
Neue Fassung 

  

Fälligkeiten Art. 5 1 unverändert 
 

 2 Die Fälligkeit der Mehrwertabgabe tritt ein:   * 
a bei Einzonungen: Mit der Überbauung (Art. 2 Abs. 2 BewD) oder durch 

Veräusserung (Art. 130 StG sinngemäss); 

b bei Um- und Aufzonungen: Mit der Überbauung (Art. 2 Abs. 2 BewD). 
 

 3 Wird die Fälligkeit oder die Höhe der fällig gewordenen Mehrwertabgabe 
bestritten, ist der fällig gewordene Betrag mit einer Verfügung festzustellen.   * 
 

 
Der Gemeinde steht gestützt auf Art. 142e Baugesetz ein gesetzliches Grundpfandrecht zur Sicherung 
der Forderungen und Verzugszinsen aus der Erhebung der Mehrwertabgabe im Sinn von Artikel 109a 
Buchstabe d1 EG ZGB zu. Dieses sichert ihre offene Forderung u.a. bei einem Wechsel des Eigentums 
ab. 
Nachteilig wirkt sich für die Gemeinde aus, dass die Mehrwertabgabe erst Jahre nach ihrer Verfügung 
zur Zahlung fällig werden kann und ihr die Mittel somit später als heute oder sofern kein Gebrauch vom 
Mehrnutzen gemacht wird, gar nicht zufliessen. 
 
 
Antrag des Gemeinderates 
 
Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten die Zustimmung zu folgendem  
 
Gemeindebeschluss 

 
Die Änderung des Art. 5 Abs. 2 und 3 sei zu genehmigen und per 1. Januar 2026 in Kraft zu setzen. 
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Beratung und Anträge 
 
Benedikt Lüchinger, 1985, Senta Simon-Strasse 2, Herzogenbuchsee, möchte wissen, ob der Mehrwehrt 
des Areals "Bahnhof West" nach dem alten oder nach dem neuen Reglement berechnet wird. 
 
Der Gemeindeverwalter führt aus, dass der Planungsmehrwert erst dann verfügt werden kann, wenn die 
Planung rechtskräftig ist. Somit erfolgt die Ermittlung des Planungsmehrwertes nach dem neuen Recht. 
 
 
Benedikt Lüchinger interessiert sich des Weiteren dafür, ob die Gemeinde mehr Geld erhält, wenn der 
Investor rasch baut. Und umgekehrt stellt sich die Frage, was passiert, wenn der Investor mit dem Land 
lediglich handelt ohne je etwas zu bauen. 
 
Der Gemeindeverwalter erläutert, dass aufgrund einer Gesetzesänderung im Kanton Bern die vertragli-
che Festsetzung des Planungsmehrwertes nicht mehr möglich ist. Neu wird der Planungsmehrwert ver-
fügt und der Eigentümer hat die Möglichkeit, gegen diese Verfügung Rechtsmittel einzulegen. 
Weiter weist der Gemeindeverwalter darauf hin, dass der Mehrwert in Zukunft nicht mehr abdiskontiert 
werden kann. Dies ist für die Gemeinde von Vorteil. 
 
 
Gemeindebeschluss 
 
Dem Antrag des Gemeinderates wird mit grossem Mehr und ohne Gegenstimmen zugestimmt. 
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130/2025 
 
1.1321.6 Oberstufenverband Herzogenbuchsee (vormals Sekundar-

schulverband Herzogenbuchsee) 
  
 Oberstufenverband; Verpflichtungskredit CHF 2,8 Mio. zur Rea-

lisierung Zwischenbau, Kenntnisnahme Abrechnung 
 
 
 

Bericht und Antrag des Gemeinderats an die Gemeindeversammlung 
 
Referentin:  Tamara Jost, Departementvorsteherin BIL, Präsidentin Bildungskommission 
 
 
Ausgangslage 

 
Die Gemeindeversammlung Herzogenbuchsee stimmte am 8. Dezember 2021 einem Verpflichtungskre-
dit von CHF 2'800'000 (brutto) zur Erstellung eines neuen Zwischentrakts zwischen dem Schulhaus Nord 
und dem Schulhaus Ost des Oberstufenschulhauses im Rahmen einer Sofortmassnahme für den Zyklus 
3 gemäss Schulraumplanung 2030 auf Antrag der Abgeordnetenversammlung des Oberstufenverbandes 
zu. 
 
 
Kreditabrechnung 
 
Nach der Zustimmung aller 9 Verbandsgemeinden des Oberstufenverbandes konnte der neue Zwi-
schenbau realisiert werden. Die Bauabrechnung weist Kosten von CHF 2'761'860.23 aus. Dies ent-
spricht einer Kreditunterschreitung von CHF 38'139.77 (1.4%), inklusiv Bauteuerung und höheren Mate-
rialkosten.  
 
Die Kreditunterschreitung ist auf einen sorgsamen Umgang mit den finanziellen Mitteln, der konsequen-
ten Berücksichtigung regionaler Bauunternehmungen sowie dem rechtzeitigem Einkauf des teuer ge-
wordenen Materials zurückzuführen. 
 
 
Antrag des Gemeinderates 
 
Der Gemeinderat beantragt den Stimmberechtigten, die Kreditabrechnung mit einer Kreditunterschrei-
tung von CHF 38'139.77 (1.4%) gestützt auf Artikel 109 der kantonalen Gemeindeverordnung zur Kennt-
nis zu nehmen. 
 
 
Gemeindebeschluss 
 
Die Versammlung nimmt von der Kreditabrechnung Kenntnis. 
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131/2025 
 
1.400 Gemeindeversammlung 
  
 Verschiedenes; 

A. Verabschiedung austretende Ratsmitglieder 
B. Informationen des Gemeinderates  
C. Wortmeldungen aus der Versammlung 

 
 
A. Verabschiedung austretende Ratsmitglieder 
 
Gemeindepräsidentin Livia Stauer verabschiedet folgende Ratsmitglieder: 
 
Denise Arni, Departementvorsteherin Kultur 
 
Tamara Jost, Departementvorsteherin Bildung 
 
Gabriel Lüchinger, Departementvorsteher öffentliche Sicherheit 
 
 
 
B. Informationen des Gemeinderates 
 
Die Gemeindepräsidentin informiert über die Ressortverteilung in der neuen Legislatur ab Januar 2026: 
 

 
 
 
 
C. Wortmeldungen aus der Mitte der Versammlung 
 
Franz Akermann, 1952, Bleikemattstrasse 42, Herzogenbuchsee, dankt einleitend allen Helferinnen und 
Helfern der IceArenA. 
Alsdann spricht er den Entscheid an, künftig Semestergebühren für den Schulsport zu verlangen, und 
bittet den Gemeinderat und die Sportkommission eindringlich, auf diesem Beschluss zurückzukommen. 
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Die Gemeindepräsidentin zeigt auf, dass der Gemeinderat ermächtigt ist, über die Einführung einer Ge-
bühr zu entscheiden. Bei der Beratung wurde der Vergleich mit anderen Gemeinden gemacht, welche 
bereits Semestergebühren für den Schulsport kennen. 
Dieser Entscheid wurde im Rahmen der Sparbemühungen gefällt. Aus Sicht des Gemeinderates wertet 
die Gebühr den Schulsport sogar auf. 
 
Franz Akermann zeigt sich von diesem Argumentarium nicht überzeugt. Er plädiert nochmals dafür, auf 
den Entscheid zurückzukommen. 
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Dankabstattungen 
 
Die Gemeindepräsidentin dankt: 
 
 Den Ratskolleginnen und dem Ratskollegen, dem Gemeindeverwalter Rolf Habegger und dem Leiter 

Finanzabteilung Marcel Kistler für die Vorbereitung der Versammlung und Vorstellung der Traktan-
den; 

 Der Gemeindeverwalter-Stellvertreterin Brigitte Keusch-Fliesser für die Abfassung des Versamm-
lungsprotokolls und Stefanie Gränicher für die Organisation der Stimmenauszählung; 

 Allen Anwesenden für die Teilnahme an der heutigen Gemeindeversammlung sowie für die gefass-
ten Beschlüsse; 

 Hauswart Marcel Stalder für die Vorbereitung des Sonnensaals sowie Ueli Gerber, Niederönz, für die 
Arbeit als Operateur. 

 
 
__________________ 
 
 
 
Schluss der Versammlung: 21:50 Uhr 
 
 
 

IM NAMEN DER EINWOHNERGEMEINDE HERZOGENBUCHSEE 
 
 
 
Livia Stauer Rolf Habegger 
Gemeindepräsidentin Gemeindeverwalter 

 


